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Betreff

Antrag der AfD-Fraktion: Modifizierung des Vergabeverfahrens

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3

05.12.2019: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
10.12.2019: Hauptausschuss 
19.12.2019: Stadtrat

05.12.2019 
10.12.2019 
19.12.2019

abgelehnt 
abgelehnt 
abgelehnt

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, ein Bewertungssystem für die Auswahlkriterien bei der 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen zu erstellen. Es soll der Faktor "Regionalität" stärker in den Fokus 
genommen werden.

Gesetzliche Grundlagen:
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

siehe Anlagen
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StR-Antr-2019-24_AfD_VOB-regional.pdf




von vom lfd. Nr.


Betreff


wird behandelt in am


Vorlagen-Nr.


□ ja □ nein Deckungsvorschlag


für Stellungnahme zuständig
Bearbeitungsfrist für Stellungnahme


□ ja □ nein


□ ja □ nein


Höhe (geschätzt)


Seite 1 von 2


Stellungnahme der Verwaltung zum
Antrag auf einen Tagesordnungspunkt


zur Beratung in der Dezernenten-
beratung am _________________


Deckungsvorschlag umsetzbar


Sachkonto


Haushaltsmittel in laufendem
Haushaltsjahr _____ vorhanden


Stellungnahme der Verwaltung:


Haushaltsmittel erforderlich


Produkt


Untersachkonto


AfD-Fraktion 27.09.2019
StR-Antr-2019-24


Auftrag an die Verwaltung zur Modifizierung des
Vergabeverfahrens


BSU / HA / StR
2019256


05.12.19


Arbeitszeit 1 Verwaltungskraft
✔


20.11.2019
D6


OB-Etat


14.10.2019


Die Verwaltung schlägt vor, diesen Antrag abzulehnen, da er nicht mit den Prinzipien des
Vergabeverfahrens in Einklang zu bringen ist.


Zu unterscheiden ist der sog. Oberschwellenbereich (EU-Vergabeverfahren) und der sog.
Unterschwellenbereich (nationale Vergabeverfahren). Die Schwellen liegen derzeit bei 221.000
EUR netto für Lieferung- und Dienstleistungen und bei 5.548.000 EUR netto für Bauleistungen.


Im Oberschwellenbereich wird aus dem Wettbewerbsgrundsatz, der in § 97 Abs. 2 GWB normiert
ist, folgendes von der vergaberechtlichen Rechtsprechung geschlussfolgert (nach Weyand,
Vergaberecht 2015, § 97 GWB Rn. 385):
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zur Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag auf einen Tagesordnungspunkt


"Nicht mit dem Gleichbehandlungsgebot nach § 97 Abs. 2 GWB vereinbar ist die Diskriminierung
von Marktteilnehmern wegen ihrer Herkunft oder Staatsangehörigkeit (EuGH, Urteil v. 16.12.2008 -
Az.: C-213/07; Urteil v. 20.10.2005 - Az.: C-264/03). Gleiches gilt auch etwa für lokale oder regionale
Hemmnisse bei Beteiligung inländischer Wettbewerber."


Entsprechendes sieht § 6 Abs .1 VOB/A 2019 für Bauleistungen explizit vor; die Norm lautet wie
folgt:


"Der Wettbewerb darf nicht auf Unternehmen beschränkt werden, die in bestimmten Regionen oder
Orten ansässig sind."


So führt insb. auch die Vergabekammer Bund (31.07.2017 - Az.: VK 2-68/17) wie folgt aus:


„Eine Regionalität des Bieters positiv zu bewerten widerspricht im Regelfall dem Kerngedanken des
europaweiten Vergaberechts – der Herstellung des Binnenmarkts, weil sie ortsfremde Bieter ohne
sachlichen Grund diskriminiert.“


Es bleibt somit festzuhalten, dass aus dem Wettbewerbsgrundsatz, dem Diskriminierungsverbot und
dem Gebot der Gleichbehandlung ein Verbot des regionalen Protektionismus folgt (so Fehling, in:
Pünder/Schellenberg, Vergaberecht 2019, § 97 GWB Rn .84).


Im Übrigen ist die Erstellung einer Bewertungsmatrix, mit der zum Beispiel die Ausführungszeiten als
Wertungskriterium mit Berücksichtigung finden könnte, für die Ermittlung des wirtschaftlichsten
Angebotes eine Frage der zu beschaffenden Leistung im Einzelfall. Hier eine auf alle Beschaffungen
anwendbare Bewertungsmatrix zu erarbeiten, ist daher nicht möglich.
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